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Köln, den 04.04.2011









Herr Deibler/Ja.










2139

Anlage zur Sitzung PA am 04.04.2011 zur Frage der Ausschreibungsmodalitäten der Kantine.

Der Landschaftsverband Rheinland räumt dem Pächter als Gegenleistung für den Betrieb der Kantine das Recht ein, seine Leistung zu verwerten, d. h. die in der Kantine angebotenen Speisen und Getränke auf eigene Rechnung zu verkaufen. Die kostenfreie Überlassung der Kantine stellt dagegen keine „Vergütung“ für eine Leistung des Pächters an den LVR dar. Die Überlassung der Räume der Kantine und der Einrichtung ist vielmehr lediglich eine Voraussetzung für deren Betrieb. Damit liegen die Voraussetzungen vor, unter denen der europäische Gerichtshof von einer Dienstleistungskonzession ausgeht.
Nach der Rechtsprechung des Europäische Gerichtshofs, insbesondere den Ausführungen im Urteil vom 10.09.2009, Rs. C206/08 unterscheidet sich eine Dienstleistungskonzession von einem öffentlichen Auftrag dadurch, dass bei einer Dienstleistungskonzession der Gegenseite lediglich das Recht eingeräumt wird, wonach sie eine Sache auf eigene Rechnung und auf eigenes Risiko nutzen darf. So verhält es sich auch im Fall der Kantine des LVR.  Derartige Fallgestaltungen sind vom europäische Vergaberecht ausgeschlossen, so dass auch der Kantinenpachtvertrag nicht ausgeschrieben werden muss.

Dies hat zur Folge, dass die VOL/A wie das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (Gwb)  nicht anwendbar sind. Somit besteht auch keine Verpflichtung, den Kantinenvertrag nach den allgemeinen Gepflogenheiten neu auszuschreiben.

